
 
 Bezirksregierung Detmold 
 

Bezirksregierung Detmold, 32754 Detmold 

die Abkürzungen, Bezeichnungen und Fundstellen der in diesem Bescheid genannten Rechtsvorschriften sind in Ab-
schnitt IX, Anlage 2, dieses Genehmigungsbescheides aufgeführt 

12. März 2015 
Seite 1 von 12 
 
Aktenzeichen   
700-53.0039/14/8.1.1.1 
bei Antwort bitte angeben 
 
Auskunft erteilt:  
 
@bezreg-detmold.nrw.de 
Zimmer:  
Telefon 05231 71-0 
Fax 05231 71-1679 
 
 

Leopoldstr. 15 
32756 Detmold 
Telefon 05231 71-0 
Fax 05231 71-1295 
poststelle@brdt.nrw.de 
www.brdt.nrw.de 
(auch zur rechtsverb. E-Mail) 
 
Parken/Anreise: siehe  
Hinweise im Internet 
Servicezeiten: 8:30 – 12:00  
und 13:30 – 15:00 Uhr 
 
Landeskasse Düsseldorf 
Helaba 
Konto Nr. 1 683 515 
BLZ 300 500 00 
IBAN DE59300500000001683515 
BIC WELADEDD 
 

 
MVA  
Bielefeld-Herford GmbH 
Schelpmilser Weg 30 
33609 Bielefeld 
 

Genehmigungsbescheid 

zur wesentlichen Änderung der Müllverbrennungsanlage durch Ände-
rung der Öffnungszeiten für das Zufahrtstor 

Feststellung des Ausgangszustands für Boden und Grundwasser 

I. Tenor 

Auf den Antrag vom 08.08.2014 wird aufgrund der §§ 16 und 6 Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit den §§ 1 
und 2 und Nr. 8.8.1.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV die  

Genehmigung 

zur wesentlichen Änderung der Müllverbrennungsanlage erteilt. 

Gegenstand dieser Genehmigung 

a. die Vorverlegung der Öffnungszeit des Zufahrtstor auf 05:00 
Uhr für das Abstellung von max. 6 Anlieferfahrzeugen im War-
tebereich auf dem Betriebsgelände. 

b. die Feststellung des Ausgangszustands für Boden und Grund-
wasser aufgrund der Verpflichtung nach § 25 Abs. 2 der 9. 
BImSchV. 

Standort 

Schelpmilser Weg 30, 33609 Bielefeld  
Gemarkung Bielefeld, Flur 56, Flurstücke 984 und 1088. 
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Die Genehmigung wird neben den vorgenannten Bestimmungen zu deren Inhalt und Um-
fang nach Maßgabe der folgenden Abschnitte dieses Genehmigungsbescheides erteilt: 
 
II. Antragsunterlagen 
III. Anlagedaten  
IV. Nebenbestimmungen  
V. Begründung  
VI. Verwaltungsgebühr  
VII. Rechtsbehelfsbelehrung  
VIII. Hinweise  
IX. Anlagen:  1. Auflistung der Antragsunterlagen. 

 2. Verzeichnis der zum Bescheid zugrunde liegenden Rechtsquellen. 

II. Antragsunterlagen 

Die im Abschnitt IX Anlage 1 aufgeführten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser 
Genehmigung und bestimmen deren Inhalt und Umfang. Die von der Genehmigung er-
fasste Anlage ist nach Maßgabe der zu diesem Bescheid gehörenden und dort aufgeliste-
ten Antragsunterlagen auszuführen, zu betreiben und instand zu halten, soweit nicht 
durch die im Abschnitt I –Tenor- aufgeführten Bestimmungen zum Umfang der Genehmi-
gung oder durch die im Abschnitt IV festgesetzten Nebenbestimmungen etwas anderes 
festgeschrieben wird. 

III. Anlagedaten 

Die Änderung der Müllverbrennungsanlage berührt die Betriebseinheit BE 1.0 Abfallanlie-
ferung 

IV. Nebenbestimmungen 

Die Nebenbestimmungen vorausgegangener Genehmigungsbescheide gelten unverän-
dert fort, soweit sie durch diesen Bescheid nicht geändert, verworfen oder ergänzt wer-
den. 
 
Um die Erfüllung der in § 6 BImSchG genannten Genehmigungsvoraussetzungen sicher- 
zustellen, werden neben den in Abschnitt I - Tenor - aufgeführten Bestimmungen zum 
Inhalt und Umfang der Genehmigung zusätzlich die nachstehenden Nebenbestimmungen 
gem. § 12 Abs. 1 BImSchG festgesetzt. 
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A) Nebenbestimmung zur Vorverlegung der Öffnungszeiten für das Ein-
fahrtstor 

1. Im Rahmen des Störfall- und/oder Umweltmanagementsystems sind vom Be-
treiber in der Zeit zwischen 5 und 6 Uhr morgens geeignete Kontrollen der 
LKW-Fahrer zum Freihalten der Notzufahrt für Einsatzkräfte (Rettungsdienst 
und Feuerwehr) einzurichten. 

B) Nebenbestimmungen zur Feststellung des Ausgangszustands für Boden 
und Grundwasser 

1. Der Entwurf des Ausgangszustandsberichtes (AZB) der BGU Dr. Brehm & 
Grünz GbR – Diplom Geologen, Technologiezentrum Bielefeld – Meisenstraße 
96, 33607 Bielefeld vom 15. Dezember 2014 ist zu ergänzen und zu überarbei-
ten. Der vollständige AZB-Bericht ist der Bezirksregierung Detmold in zweifa-
cher schriftlicher und einfacher elektronischer Form (pdf) vorzulegen. 
Der ergänzte Ausgangszustandsbericht ist verbindlicher Bestandteil dieser Ge-
nehmigung und diesem Bescheid beizufügen. 

 
2. Nach Betriebseinstellung ist zur Erfüllung der Pflichten gem. § 15 Abs. 3 und 4 

BImSchG eine Bodenzustandserfassung durch einen Sachverständigen nach § 
18 BBodSchG anzufertigen und der zuständigen Behörde (Bezirksregierung 
Detmold, Dezernat 52, Leopoldstraße 15, 32756 Detmold) unaufgefordert vor-
zulegen. 
 
Der Ausgangszustandsbericht dient hier als Maßstab für die Rückführungs-
pflicht der Fläche in seinen Ausgangszustand. Eine Ergebnisdarstellung und ein 
quantifizierter Vergleich zwischen Ausgangs- und Endzustand, ob und inwieweit 
eine erhebliche Verschmutzung durch relevante gefährliche Stoffe einschließ-
lich Metaboliten durch den Betrieb der Anlage verursacht wurde, gehört ebenso 
zur Stellungnahme wie die gutachterliche Ergebnisinterpretation. 
 
Werden erhebliche Boden- und/oder  Grundwasserverunreinigungen durch rgS 
im Vergleich zum Ausgangszustand festgestellt, so ist in Abstimmung mit der 
zuständigen Behörde (Bezirksregierung Detmold, Dezernat 52) in die Sachver-
ständigenstellungnahme ein Beseitigungsvorschlag aufzunehmen. 
 
Werden darüber hinaus im Sinne des BBodSchG sanierungsbedürftige Boden- 
und/oder Grundwasserverunreinigungen festgestellt, so ist in Abstimmung mit 
der zuständigen Behörde in die Sachverständigenstellungnahme ein Sanie-
rungskonzept zur Umsetzung der sich aus § 5 Abs. 3 BImSchG ergebenden 



 Bezirksregierung Detmold 
 

Seite 4 von 12 des Genehmigungsbescheides vom 12. März 2015, Aktenzeichen 700-53.0039/14/8.1.1.1 
 

 4/12 

Pflichten bzw. für Schäden, die nach in Krafttreten des BBodSchG entstanden 
sind ein Beseitigungsvorschlag gem. § 4 Abs. 5 BBodSchG, aufzunehmen. 

 
3. Hinweise 

 
3.1 Es wird empfohlen das noch zu erarbeitende Untersuchungskonzept für 

den AZB vor Ausführung der Untersuchungen mit der Bezirksregierung 
Detmold, Dezernat 52, abzustimmen. 

 
3.2 Anhaltpunkte für das Vorliegen einer Altlast oder einer schädlichen Bo-

denveränderung, die bei Sondierungen, Bohrungen oder ähnlichen Ein-
griffen in den Boden und Untergrund bekannt werden, sind unverzüglich 
der Bezirksregierung Detmold, Dezernat 52, mitzuteilen und das weitere 
Vorgehen abzustimmen (Mitteilungspflicht gemäß § 2 Abs. 1 
LBodSchG-NRW). 

 
3.3 Der  Ausgangszustandsbericht  ist  bei  relevanten  Veränderungen  der  

Anlage  im Rahmen von  Änderungsgenehmigungsverfahren bzgl. der 
Beschaffenheit oder des Betriebes der ursprünglich geplanten Anlage 
anzupassen, z.B. wenn: 

 
- mit der Änderung erstmals neue relevante gefährliche Stoffe ver-

wendet, erzeugt oder freigesetzt werden, 
- eine Erhöhung der Menge erstmals dazu führt, dass die Mengen-

schwelle zur Relevanz überschritten wird, 
- relevante gefährliche Stoffe an anderen Stellen eingesetzt wer-

den. 

C) Bedingung 

Dieser Genehmigungsbescheid erlischt, wenn nicht bis zum 01. August 2015 der ergänz-
te, von der Bezirksregierung Detmold gegengezeichnete, Ausgangszustandsbericht über 
Boden und Grundwasser (AZB) vorliegt (s. IV.B Nr. 1). 

D) Vorbehalt 

Die Genehmigung wird unter dem Vorbehalt nachträglicher Auflagen erteilt, soweit sich 
aus dem Inhalt des Ausgangszustandsberichts zusätzliche Anforderungen an die Beurtei-
lung über den Zustand des Anlagengeländes bzw. an den Betrieb der Anlage ergeben. 
Weiterhin bleibt die Festlegung von ergänzenden Regelungen aus § 21 der 9. BImSchV 
vorbehalten. 
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V. Begründung 

1. Mit Antrag vom 08.08.2014 (und Ergänzungen vom 15.12.2014) beantragte die Ge-
sellschaft MVA Bielefeld-Herford GmbH gem. § 16 BImSchG die Genehmigung zur 
wesentlichen Änderung der bestehenden Müllverbrennungsanlage durch den im Te-
nor dieses Bescheides näher bezeichneten Umfang. 
 
Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um die wesentliche Änderung und den 
geänderten Betrieb der unter den Nummern 8.1.1.1 und 8.1.1.3 des Anhanges 1 zur 
Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) genannten genehmi-
gungsbedürftigen Anlage. 
 
Das Genehmigungsverfahren wurde nach den Vorschriften des § 10 BImSchG, der 
9.  BImSchV und des UVPG durchgeführt 
 
Müllverbrennungsanlage sind in der Liste der UVP- pflichtigen Vorhaben des UVPG 
unter Nrn. 8.1.1.1 / 8.1.1.2 Spalte 1 als Vorhaben genannt, für das eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Nach § 3e UVPG besteht die Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung auch für die Änderung oder Erwei-
terung eines Vorhabens, wenn eine Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Abs. 
1 ergibt, dass die Änderung oder Erweiterung erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen haben kann. 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen wurde entschieden, dass die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht notwendig ist, da sich durch die vorgesehenen 
Maßnahmen das Emissionsverhalten der Anlage nicht ändert und somit keine erhebli-
chen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
Diese Entscheidung wurde gem. § 3a des UVPG der Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
Der Antrag mit den zugehörigen Antragsunterlagen wurde der im Genehmigungsver-
fahren zu beteiligenden Stadt Bielefeld zur fachlichen Prüfung und Stellungnahme zu-
geleitet. 
 
Die Prüfungen zu den Belangen des Immissionsschutzes, der Betriebssicherheit und 
des Arbeitsschutzes wurden von hier vorgenommen. 

 
2. Die beteiligten Fachbehörden und Stellen haben den Antrag und die Unterlagen ge-

prüft. Sie haben keine grundsätzlichen Einwände gegen das Vorhaben erhoben, wohl 
aber Nebenbestimmungen und Hinweise vorgeschlagen, unter deren Voraussetzung 
sie ihre Zustimmung erteilen. 
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Bauplanungsrechtliche Genehmigungsvoraussetzungen 

Das Betriebsgrundstück, auf dem das Vorhaben geplant ist, liegt innerhalb der Grenzen 
des rechtskräftigen Flächennutzungsplans der Stadt Bielefeld. Der Flächennutzungsplan 
sieht hier Flächen für die Ver- und Entsorgung vor. Das Vorhaben ist bauplanungsrecht-
lich nach § 34 BauGB zu beurteilen. Die Stadt Bielefeld hat das gemeindliche Einverneh-
men gemäß § 36 BauGB erteilt. 

Genehmigungsvoraussetzungen des technischen Umweltschutzrechts 

Hinsichtlich der durch das Vorhaben zu erfüllenden Genehmigungsvoraussetzungen des 
Immissionsschutzrechts und des übrigen technischen Umweltrechts wurden insbesonde-
re die Anforderungen zur Betriebssicherheit geprüft. 

Ausgangszustandsbericht (AZB) 

Der Antragsteller, der beabsichtigt, eine Anlage nach der Industrieemissions-Richtlinie zu 
betreiben/ändern, in der relevante gefährliche Stoffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt 
werden, hat mit den Antragsunterlagen einen Bericht über den Ausgangszustand vorzu-
legen, wenn und soweit eine Verschmutzung des Bodens oder des Grundwassers auf 
dem Anlagengrundstück durch die relevanten gefährlichen Stoffe möglich ist. Der Bericht 
über den Ausgangszustand hat die Informationen zu enthalten, die erforderlich sind, um 
den Stand der Boden- und Grundwasserverschmutzungen zu ermitteln, damit ein quanti-
fizierter Vergleich mit dem Zustand bei der Betriebseinstellung der Anlage vorgenommen 
werden kann. 
 
Nach § 25 Abs. 2 der 9. BImSchV ist dieser Bericht bei dem ersten nach dem 7. Januar 
2014 gestellten  Änderungsantrag  hinsichtlich  der  gesamten  Anlage  vorzulegen,  un-
abhängig davon, ob die beantragte Änderung die Verwendung, die Erzeugung oder die 
Freisetzung relevanter gefährlicher Stoffe betrifft. Der Entwurf des Ausgangszustandsbe-
richts liegt vor und wurde diskutiert. 
In Anlehnung an § 7 der 9. BImSchV wurde zugelassen, dass der ergänzte Ausgangszu-
standsbericht, dessen Einzelheiten für die Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit der 
Anlage als solche nicht unmittelbar von Bedeutung sind, bis zum 01. August 2015 nach-
gereicht werden kann. Mit der Nebenbestimmung im Abschnitt IV.C) wird die zwingende 
Vorlage geregelt. 
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Schutz des Bodens und des Grundwassers 

Gem. § 21 Abs. 2a der 9. BImSchV muss der Genehmigungsbescheid für Anlagen nach 
der Industrieemission-Richtlinie u.a. Auflagen zum Schutz des Bodens und des Grund-
wassers enthalten. Mit dem Antragsgegenstand „Vorverlegung der Öffnungszeit des Zu-
fahrtstor“ sind keine materiellen Änderungen vorgesehen. Schutzanforderungen sind be-
reits in den vorausgegangenen Bescheiden festgelegt. Ein unbeabsichtigtes Austreten 
oder Auslaufen von Stoffen sowie Vorfälle oder Unfälle während der Nutzung der Be-
triebseinrichtungen sind nicht zu erwarten. Durch die seinerzeit geforderten Maßnahmen 
können mögliche Verschmutzungen von Boden und Grundwasser frühzeitig festgestellt 
und somit geeignete Abhilfemaßnahmen ergriffen werden, bevor sich eine Verschmut-
zung ausbreitet. Grundsätzliche Hinweise zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
wurden nochmals im Abschnitt VIII C) dieses Bescheides aufgenommen. 

Entscheidung 

Die abschließende Prüfung des Antrages hat ergeben, dass die Genehmigungsvoraus-
setzungen gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 BImSchG vorliegen, wenn die in Abschnitt I - 
Tenor - aufgeführten Bestimmungen zum Inhalt und Umfang der Genehmigung und die in 
Abschnitt IV dieses Genehmigungsbescheides festgesetzten Nebenbestimmungen erfüllt 
werden. Die beantragte Genehmigung ist somit unter den genannten Maßgaben zu ertei-
len. 

VI Verwaltungsgebühr 

Die Kosten des Verfahrens werden aufgrund des § 13 GebG NRW der Antragstellerin 
auferlegt. 
Für die Festsetzung der Verwaltungsgebühr werden die im Antrag genannten voraus-
sichtlichen Änderungskosten von 11.900,00 Euro (incl. MwSt.) zugrunde gelegt. 
 
Über die Höhe der Verwaltungsgebühr und zu den Kosten für die gem. § 3a des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung -UVPG- erforderliche Veröffentlichung der 
Entscheidung über die Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung ergeht ein ge-
sonderter Bescheid. 
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VII. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe / Zustellung 
Klage erhoben werden. 
 
Die Klage ist nach § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung bei dem 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 
Münster, 
 

• schriftlich einzureichen oder 
• zur Niederschrift der Urkundsbeamtin / des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 

zu erklären oder 
• in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 

Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Land Nord-
rhein-Westfalen - ERVVO VG/FG vom 07.11.2012 (GV. NRW 2012 S. 548) einzu-
reichen. 
 
Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten Signatur nach § 2 Num-
mer 3 des Signaturgesetzes vom 16.05.2001 (BGBl. I Seite 876) in der jeweils gel-
tenden Fassung versehen sein und an die elektronische Poststelle des Gerichts 
übermittelt werden. Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere 
technische Rahmenbedingungen zu beachten (siehe www.egvp.de). 

 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen dieser zwei Abschriften beigefügt werden. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen bevollmächtigten Person versäumt 
werden sollte, würde deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 

Im Auftrag 
 
 
() 
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VIII. Hinweise 

A) Allgemeine Hinweise 

1. Die Genehmigung erlischt nach § 18 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG, wenn die geneh-
migungsbedürftige Anlage während eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren 
nicht mehr betrieben worden ist. 
 
Die Genehmigungsbehörde kann die genannten Fristen auf  Antrag aus wichti-
gem Grunde verlängern, wenn hierdurch der Zweck des Gesetzes nicht gefähr-
det wird § 18 Abs. 3 BImSchG. Der Antrag ist vor Fristablauf schriftlich zu stel-
len und ausführlich zu begründen. 

B) Immissionsschutzrechtliche Hinweise 

1. Die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer genehmi-
gungsbedürftigen Anlage ist nach § 15 Abs. 1 BImSchG, sofern nicht eine Än-
derungsgenehmigung nach § 16 BImSchG beantragt wird, der zuständigen Be-
hörde (der Bezirksregierung Detmold) mindestens einen Monat, bevor mit der 
Änderung begonnen werden soll, schriftlich anzuzeigen, wenn sich die Ände-
rung auf Menschen, Tiere, Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre 
oder Kultur- bzw. sonstige Sachgüter auswirken kann. Der Anzeige sind Unter-
lagen im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 2 BImSchG (Zeichnungen, Erläuterungen 
und sonstige Unterlagen) beizufügen, soweit diese für die Prüfung erforderlich 
sein können, ob das Vorhaben genehmigungsbedürftig ist. 

 
2. Beabsichtigt der Betreiber, den Betrieb einer genehmigungsbedürftigen Anlage 

einzustellen, so hat er dies nach § 15 Abs. 3 BImSchG unter Angabe des Zeit-
punktes der Einstellung der zuständigen Behörde (der Bezirksregierung Det-
mold) unverzüglich anzuzeigen. Der Anzeige sind Unterlagen über die vom Be-
treiber vorgesehenen Maßnahmen zur Erfüllung der sich aus § 5 Abs. 3 des 
BImSchG ergebenden Pflichten beizufügen. 

 
3. Der Betreiber hat gemäß § 5 Abs. 3 BImSchG sicherzustellen, dass auch nach 

einer Betriebseinstellung von der Anlage oder dem Anlagengrundstück keine 
schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile 
oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft her-
vorgerufen werden können und vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und 
schadlos verwertet oder ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 
beseitigt werden. 

  



 Bezirksregierung Detmold 
 

Seite 10 von 12 des Genehmigungsbescheides vom 12. März 2015, Aktenzeichen 700-53.0039/14/8.1.1.1 
 

 10/12 

 
4. Wurde auf Grund des Betriebs einer Anlage nach der Industrieemissions-

Richtlinie erhebliche Bodenverschmutzungen oder erhebliche Grundwasserver-
schmutzungen durch relevante gefährliche Stoffe im Vergleich zu dem im Be-
richt über den Ausgangszustand angegebenen Zustand verursacht, so ist der 
Betreiber nach Einstellung des Betriebs der Anlage verpflichtet, soweit dies 
verhältnismäßig ist, Maßnahmen zur Beseitigung dieser Verschmutzung zu er-
greifen, um das Anlagengrundstück in jenen Ausgangszustand zurückzuführen. 

C) Hinweise zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

1. Die in dem Betrieb eingesetzten Anlagen zum Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen sind außer nach den Bestimmungen der Verordnung zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe - VAwS -, den Verwal-
tungsvorschriften zur VAwS – VV-VAwS - auch nach den Forderungen der Be-
triebssicherheitsverordnung - BetrSichV  und den entspr. DIN-Normen zu er-
richten und zu betreiben. 

 
2. Das Einbauen, Aufstellen, Instandhalten, Instandsetzen oder Reinigen von An-

lagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen darf nur durch einen 
Fachbetrieb nach § 62 WHG durchgeführt werden. Ausnahmen von der Fach-
betriebspflicht sind im § 13 der VAwS geregelt. 
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IX. Anlagen 

Anlage 1 - Auflistung der Antragsunterlagen 

Die Antragsunterlagen sind insgesamt mit diesem Genehmigungsbescheid in der Nähe 
der Betriebsstätte zur Einsichtnahme durch Bedienstete der Aufsichtsbehörden aufzube-
wahren. 
 
 
Antragsunterlagen Register-Nr. 
Antragsübersicht 0.1 
Verzeichnis der Antragsunterlagen 0.2 
Anschreiben an die Bezirksregierung Detmold 0.3 
Anträge 1.0 
Antrag auf Änderungsgenehmigung nach § 16 Abs. 1 des BImSchG, 1.1 
Formular 1 
Antrag zum Verzicht auf öffentliche Bekanntmachung und öffentliche 1.2 
Auslegung der Anträge und der dazugehörigen Antragsunterlagen 
gemäß § 16 Abs. 2 des BImSchG 
Antrag und Begründung nach § 3a in Verbindung mit § 3e des UVP- 1.3 
Gesetzes auf die Feststellung, dass für das hier beantragte Vorha-
ben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung besteht 
Das beantragte Vorhaben mit Lärmgutachten und Ausgangszu- 2.0 
standsbericht 
Darstellung des beantragten Vorhabens 2.1 
Lageplan der MVA mit der Darstellung des Standortes zum Zwi- 2.2 
schenparken der Lkw 
Lärmgutachten zum beantragten Vorhaben 2.3 
Ausgangszustandsbericht von Boden und Grundwasser auf dem An- 2.4 
lagengrundstück (s. separaten Ordner) 
Kartenmaterial zum Standort der MVA 3.0 
Auszug aus der topografischen Karte des Standortes 3.1 
Auszug aus der Deutschen Grundkarte des Standortes 3.2 
Flurkarte des Standortes 3.3 
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Anlage 2 - Verzeichnis der Rechtsquellen 

Abkürzungen, Bezeichnungen und Fundstellen der zu beachtenden und diesem Geneh-
migungsbescheid zu Grunde liegenden Gesetze, Verordnungen, Verwaltungs- und sons-
tigen Vorschriften in der jeweils zurzeit geltenden Fassung: 
 
Kurzbezeichnung  
BImSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 

Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnli-
che Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz) vom 
17.05.2013 (BGBl. I S. 1274) 

4. BImSchV Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen) vom 02.05.2013 (BGBl. I S. 973) 

9. BImSchV Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren) vom 29.05.1992 (BGBl. I S. 1001) 

TA Luft Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft - TA Luft - vom 
24.07.2002 (GMBl. S. 511) 

TA Lärm Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm vom 
26.08.1998 (GMBl. Nr. 26/1998, S. 503) 

BauO NRW Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauord-
nung – vom 01.03.2000 (GV. NRW S. 255) 

VAwS Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen und über Fachbetriebe vom 20.03.2004 (GV NRW 
S. 274 / SGV. NRW 77) 

GebG NRW Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
23.08.1999 (GV NRW 524, S. 24 / SGV. NRW 2011) 

BetrSichV Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Be-
reitstellung von Arbeitsmitteln und deren Benutzung bei der Ar-
beit über Sicherheit beim Betrieb von überwachungsbedürftigen 
Anlagen und über die Organisation des betrieblichen Arbeits-
schutzes (Betriebssicherheitsverordnung) vom 27.09.2002 
(BGBl. Teil 1 Nr. 70 S. 3777) 

LABO Arbeitshilfe Bund / Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO), Ar-
beitshilfe zum Ausgangszustandsbericht für Boden und Grund-
wasser 
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